
R e c h t s p r e c h u n g

I. Entscheidungen 
des Obersten Gerichts

Strafrecht
Befehl Nr. 160 der SMAD vom 3. Dezember 1945.
Urteil des Obersten Gerichts der Deutschen Demo­
kratischen Republik im Moog-Prozeß.

OG, Urt. vom 8. Dezember 1950 — 1 Zst (I) 2/50.

Aus den G r ü n d e n :
A.

Die bedingungslose Kapitulation vom 8. Mai 1945 
schuf die Möglichkeit, die politische Macht des Hitler­
faschismus und seine Grundlage, das deutsche Finanz- 
und Monopolkapital zu zertrümmern.

Zur Vernichtung des Monopol- und Finanzkapitals 
gehörte in erster Linie die Vernichtung der monopoli­
stischen Banken.

Die deutschen Bank- und Finanzgewaltigen waren 
Träger des Monopolkapitals und haben den deutschen 
Imperialismus bei der Anzettelung und Durchführung 
der beiden Weltkriege unterstützt; sie sind damit 
Hauptschuldige an diesen beiden Kriegen geworden, 
die namenloses Elend über Deutschland und die ganze 
Welt gebracht haben.

Die deutschen Banken, insbesondere die deutschen 
Groß-Banken stellten eine übermäßige Konzentration 
der Wirtschaftskraft dar und waren als Monopolvereini­
gungen anzusprechen.

Die Umgestaltung des politischen und wirtschaftlichen 
Lebens des deutschen Volkes auf demokratischer Grund­
lage war nur möglich auf Grund der Erkenntnis des 
mit Ende des Krieges offensichtlich gewordenen totalen 
Bankrottes der Banken, ihrer Mitschuld an der Hitler­
herrschaft und dem Kriege, und der Anerkennung, daß 
die Banken unter die im Punkt 12 des Potsdamer Ab­
kommens ausgedrückte Forderung der Vertreter der 
Vereinten Nationen fallen. Diese Forderung geht dahin, 
daß „in praktisch kürzester Frist das deutsche Wirt­
schaftsleben zu dezentralisieren ist, mit dem Ziel der 
Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentra­
tion der Wirtschaft, dargestellt durch Kartelle, Syndi­
kate, Trusts und ähnliche Monopolvereinigungen“.

Finanzwesen und Finanzpolitik mußten eine Um­
wandlung auf demokratischer Grundlage erhalten.

Diese Forderung ist im Potsdamer Abkommen ent­
halten und auch aus der Proklamation Nr. 2 des Kon- 
trollrats Abschn. V, im besonderen aus Punkt 14 a, zu 
entnehmen.

Durch die Proklamation Nr. 2 wird in Verbindung 
mit dem Potsdamer Abkommen bestimmtes öffentliches 
und privates Eigentum unter Kontrolle gestellt.

In diesen grundlegenden Gesetzen, die sich als Ge­
setzgebungsakte aller vier Besatzungsmächte darstellen, 
wird das Eigentum, das in Ausführungsbestimmungen 
der Zonenbefehlshaber im Auftrag der vier Besatzungs­
mächte näher substantiiert wird, in eine neue Verwal­
tung genommen, die in den Bestimmungen über die 
Demokratisierung Deutschlands ihre Grundlage hat.

Nach dem Abkommen der alliierten Mächte vom
5. Juni 1945 über den Kontrollmechanismus in Deutsch­
land war angeordnet worden, daß während der Zeit der 
Erfüllung der Hauptforderungen aus der bedingungs­
losen Kapitulation die höchste Autorität in Deutschland 
durch die Oberbefehlshaber der alliierten Mächte, d. i. 
durch den sowjetischen, den britischen, den amerika­
nischen und den französischen Oberbefehlshaber, die 
zusammen den Kontrollrat bildeten, und zwar von 
jedem in seiner Zone auszuüben ist. Dies bedeutet, 
daß der betreffende Zonenbefehlshaber ermächtigter 
Repräsentant nicht seiner eigenen Regierung, sondern 
der vier Regierungen ist, der demnach für den Kon­
trollrat deutsche Gesetze erläßt und Akte vollzieht, die 
Gesetze und Akte des deutschen Staates sind.

Auf dieser rechtlichen Grundlage hat der Oberbe­
fehlshaber der sowjetischen Besatzungszone die für die 
künftige demokratische Gestaltung Deutschlands er­
forderlichen Befehle in seiner Zone erlassen.

Neben dem Neuaufbau einer demokratischen- Verwal­
tung wurde die Entnazifizierung und Entmilitarisierung 
konsequent durchgeführt. Es wurde die Bodenreform 
durchgeführt. Die Betriebe der aktiven Nazis und 
Kriegsverbrecher wurden sequestriert und später in ’ 
das Eigentum des Volkes überführt.

Es war vor allem auch die Herrschaft der Monopol­
kapitalisten über die Banken und Versicherungen zu 
brechen, denn zur Vernichtung des Monopolkapitals 
gehört selbstverständlich die Vernichtung der konzen­
triertesten Form des Monopolkapitals, der Monopol­
banken. Das Monopolkapital hatte besonders durch die 
nazistische Finanzierungspolitik sowohl den Umlauf 
an barem Geld als auch die Summe der Spareinlagen 
und laufenden Einlagen und auch die Anzahl der Wert­
papiere in außerordentlichem Maße aufgebläht. Diesen 
nominellen Werten stand kein reeller Wert des Volks­
vermögens gegenüber. Es war durch den Krieg zum 
größten Teil vernichtet worden.

Es war also notwendig, für das künftige demokra­
tische Bank- und Finanzwesen gesetzgeberisch einzu­
greifen. Diese Gesetzgebung geschah durch Erlaß der 
erforderlichen Befehle der sowjetischen Besatzungs­
macht.

In Ausführung dieser Befehle haben dann die deut­
schen Selbstverwaltungsorgane die für den wirtschaft­
lichen Aufbau erforderlichen Anordnungen getroffen.

Die Befehle und Anordnungen hatten das große Ziel: 
die Vernichtung des alten Bankwesens und die Abkehr 
von der die Monopolisten begünstigenden Bank- und 
Finanzpolitik. Damit sollten neue Wege eröffnet wer­
den zur Erhöhung und Entfaltung der Produktivität 
und der Entwicklung einer Wirtschaft ohne Krisen. 
Der Wert der Währung sollte gesteigert werden; der 
Schutz der Währung vor inflationistischer Entwicklung 
und eine gesunde Staatshaushaltswirtschaft sollten 
gewährleistet werden.

Die deutschen Finanz- und Monopolkapitalisten und 
ihre Helfer gaben jedoch ihre Hoffnung auf Wieder­
kehr der alten Verhältnisse, die vor dem Zusammen­
bruch bestanden hatten, nicht auf und versuchten den 
demokratischen Fortschritt aufzuhalten. Ihre verbre­
cherischen Bestrebungen sind im Westen Deutschlands, 
dank der Hilfe der anglo-amerikanischen Imperialisten, 
bisher auch von Erfolg begleitet gewesen. Im Gebiete 
unserer Deutschen Demokratischen Republik versuchten 
sie gleichfalls mit Hilfe volksfeindlicher Elemente, sich 
gegen den Aufbau zu stellen. Auf dem Gebiete des 
Bank- und Finanzapparates des Landes Thüringen 
waren es die Angeklagten, von welchen einige bewußt 
in dieser Weise tätig wurden.

Zu den Befehlen de.r Besatzungsmacht, die Gesetzes­
kraft für das ganze jetzige Gebiet der Deutschen De­
mokratischen Republik hatten, gehört für das Gebiet 
des Bank- und Finanzwesens der Befehl Nr. 01 des 
Oberbefehlshabers der Sowjetischen Militär-Admini­
stration vom 23. Juli 1945. Dieser Befehl ist eine Aus­
führungsbestimmung des Zonenbefehlshabers, die sich 
auf das Potsdamer Abkommen stützt.

Durch diesen Befehl wurden die deutschen Banken 
geschlossen und wurde angeordnet, daß „zwecks ein­
heitlicher Handhabung der städtischen und kommu­
nalen Finanzgebarung sowie Organisierung des Ban­
kenwesens bei den Provinzialregierungen und den 
Regierungen der Länder Provinzialbanken und inner­
halb der Verwaltungen Finanzabteilungen sowie städ­
tische und kommunale Banken zu gründen“ sind. Die 
Gründung mußte bis zum 5. August 1945 beendet sein.

In Punkt 4 des Befehls wurde in Anbetracht des 
Bankrottes der deutschen Banken das Verbot aus­
gesprochen, Auszahlungen von laufenden Konten zu
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